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Nachrichten

Einfacheres Verfahren 
für temporäre Bauten

Basel. �Zwei Motionen wurden vom 
Grossen Rat stillschweigend zur 
Berichterstattung an den Regierungs-
rat überwiesen. André Auderset (LDP)
fordert mit seinem Vorstoss einfachere 
Bewilligungsverfahren für temporäre 
Bauten. Thomas Grossenbacher 
(Grüne) verlangt mit seiner Motion die 
Beibehaltung von Fremdsprachenklas-
sen an der Volksschule. mv

Parlamentarischer 
Freipass für Sterbehilfe
Basel. �Anlass für einen Anzug von 
Annemarie Pfeifer (EVP) war eine Sorg-
faltspflichtverletzung einer Sterbehilfe-
organisation: Diese hatte einen Mann 
mit falscher medizinischer Indikation in 
den Tod begleitet. Missbräuche sollten 
bekämpft werden, indem der Staat mit 
einer Statistik die Öffentlichkeit fürs 
Thema sensibilisiert und prüft, wie der 
Sterbetourismus eingeschränkt wer-
den könnte, argumentierte sie. Pfeifer 
unterlag im Parlament mit 45 Nein- 
gegen 27 Ja-Stimmen.  wah

Das Gleichstellungsbüro 
erhält nicht mehr Geld
Drei Budgetpostulate bleiben ohne Chance

Von Markus Vogt

Basel.� Das Budget des Gleichstellungs-
büros sei um 300 000 Franken aufzusto-
cken, verlangte Brigitta Gerber (GB) 
mit einem Budgetpostulat. Sie reagierte 
mit dieser Forderung auf die Strei-
chungsanträge, welche die SVP in der 
Budgetdebatte im Dezember gestellt 
hatte. Allerdings blieb Gerber gestern 
genauso erfolglos wie die SVP im De-
zember – der Grosse Rat lehnte die ver-
langte Budgeterhöhung mit 43 gegen 
38 Stimmen bei einer Enthaltung ab. 
Immerhin hatte die SP mit den Grünen 
gestimmt. 

Zwar sei in Sachen Gleichstellung 
schon vieles erreicht worden, aber eben 
noch nicht genug, erklärte Toya Krum-
menacher (SP). So lange die Lohndis-
kriminierung bestehe, sei die Forde-
rung nach Gleichstellung nicht erfüllt. 

Sebastian Frehner (SVP) behaupte-
te, wie schon in der Budgetdebatte vom 
Dezember, das Gegenteil: Die Gleich-
stellung sei mehr oder weniger erreicht. 
Das Gleichstellungsbüro arbeite nicht 
für die Gleichstellung, sondern für die 
Frauenförderung. Stephan Luethi (SP) 
meinte, die Frauen seien wohl gleichbe-
rechtigt, aber nicht gleichgestellt – dies 
gelte es zu ändern.

Eine ganz ähnliche Debatte ergab 
sich zum zweiten Budgetpostulat von 
Brigitta Gerber: Sie forderte, das Bud-
get der Fachstelle Diversität und Inte-
gration im Präsidialdepartement um 

50 000 Franken aufzustocken, konkret 
die Stelle der Fachfrau für Religionsfra-
gen zu erweitern. Diese Stelle mache 
ihre Arbeit gut, die zuständige Fachfrau 
geniesse am Runden Tisch der Religio-
nen einen hervorragenden Ruf. Wichtig 
seien mehr Information und Kommuni-
kation, dafür brauche es mehr Geld. 
Anita Lachenmeier (GB) pflichtete bei.

Studierende nicht entlastet 
Vom Grundsatz her war Tanja So-

land (SP) einverstanden. Doch sei es 
falsch, das im Dezember beschlossene 
Budget hinterher zu ändern – viel bes-
ser wäre es, mit einem vorgezogenen 
Budgetpostulat zu versuchen, der Reli-
gionsfachstelle mehr Geld zu bewilli-
gen. André Auderset (LDP) sagte, es sei 
genug Geld gesprochen worden; falls 
Mittel fehlen würden, hätte der Regie-
rungsrat sicher eine Aufstockung ver-
langt. Darauf wurde das Budgetpostulat 
mit 61 gegen 18 Stimmen abgelehnt.

Erfolglos blieb auch Nora Bertschi 
(GB), die der Universität 650 000 Fran-
ken mehr zugestehen wollte, damit die 
Erhöhung der Studiengebühren nicht 
mehr nötig wäre. Davon sollten aller-
dings nur basel-städtische Studierende 
profitieren, was mehrheitlich nicht gou-
tiert wurde. Der Vorschlag sei nicht ziel-
führend, kritisierte Sarah Wyss (SP), 
man solle den Staatsvertrag mit Basel-
land nicht desavouieren. Das Budget-
postulat scheiterte mit 11 gegen 70 
Stimmen klar. 

Mehr Staatsgeld für Quartierarbeit
Kanton füllt Lücke nach auslaufendem CMS-Engagement

Basel.� Dass die Christoph Merian Stif-
tung (CMS) ihre Mitfinanzierung der 
Quartierarbeit auf die 15 Quartiertreff-
punkte beschränkt, aber die Beiträge an 
zwei Stadtteilsekretariate reduziert, 
muss ein herber Rückschlag für die so-
zialen Institutionen gewesen sein. Zu-
mal die Basler Regierung nicht zum 
Lückenbüsser werden wollte, wenn sich 
eine private Organisation zurückzieht. 
So reduzierte die Regierung das Budget 
entsprechend auf 3,87 Millionen Fran-
ken für die nächsten drei Jahre.

Die Bildungs- und Kulturkommissi-
on stufte hingegen die Arbeit der Stadt-
teilsekretaritate als Bindeglied zwi-
schen Bevölkerung und Verwaltung als 
zu wichtig ein und forderte die Erhö-

hung der staatlichen Subventionen. 
Dies, um die CMS-Ausfälle wettzuma-
chen. Das wiederum passte der SVP 
nicht. Sie beantragte im Parlament Kür-
zungen. Ebenso die LDP, wenn auch 
nicht derart radikal: Christine Wirz-von 
Planta fand, dass die Stadtteilsekreta-
riate nicht auf Fondsgelder für projekt-
bezogene Leistungen der Quartiertreff-
punkte zugreifen dürfen, im Fall, dass 
diese die Gelder nicht vollständig aus-
schöpfen. Die Grossrätin begleitet die 
Arbeit der Quartiertreffpunkte ohnehin 
kritisch: «Sie schiessen wie Pilze aus 
dem Boden», sagte sie im Grossen Rat. 

Sämtliche Kürzungsanträge unter-
lagen im Parlament im Verhältnis von 
zwei Dritteln zu einem Drittel. wah

Auf Kompetenz verzichtet
Grosser Rat überlässt Aufsicht über 30 Millionen der Regierung

Basel.� Es steckt inzwischen viel Geld im 
Mehrwertabgabefonds. Über 30 Millio-
nen Franken haben Hauseigentümer 
bereits in diesen Fonds einzahlen müs-
sen, wenn ihre Häuser durch bauliche 
Massnahmen wie Aufstockung an Wert 
zulegen. Jährlich fliessen weitere rund 
zehn Millionen Franken in den Topf, der 
für die Aufwertung von Grünanlagen 
gedacht ist. Die Roche dürfte etwa 
zwölf Millionen einbezahlt haben, die 
Investoren des Claraturms etwa fünf 
Millionen Franken.

Wie diese Gelder genau verwendet 
werden und wer wie viel einlegt, ist in-
transparent. Wenn die Stadt das üppig 
«gefüllte Füllhorn» (Jörg Vitelli, SP) wie 

in der Theodorsgraben-Anlage zu stark 
ausschütten will, muss das Parlament 
intervenieren. «Als wir diese Ausgaben-
kompetenz vor zwei Jahren der Regie-
rung übergaben, haben wir geschlafen. 
Auch ich», räumte Michael Wüthrich 
(Grüne) ein. Und er forderte, wie die 
von ihm präsidierte Umwelt-, Verkehrs- 
und Energiekommission, dass die Aus-
gabenkompetenz des Mehrwertabgabe-
fonds auf das Parlament übertragen 
werde. Als allerdings die Regierung ar-
gumentierte, die Ausgabenkompetenz 
der meisten Fonds obliege der Regie-
rung, kippte Heiner Vischer (LDP) und 
mit ihm schliesslich eine Mehrheit von 
49 gegen 30 Parlamentariern. wah

Ein Traumresultat für Christian Egeler
Der Freisinnige wird mit 91 von 92 Stimmen zum neuen Grossratspräsidenten gewählt

Von Markus Vogt

Basel. � Ein kurzer Moment grosses 
Staunen, dann riesiger Applaus: Mit 91 
von 92 Stimmen wurde Christian Egeler 
gestern zum neuen Grossratspräsiden-
ten gewählt. Der 92. Wahlzettel blieb 
leer  – man darf davon ausgehen, dass 
dieser Wahlzettel von Egeler selber 
stammt, dass er sich selber nicht ge-
wählt hat. Mit Blumen gratulierte ihm 
die freisinnige Fraktion, allen voran 
Parteipräsident Daniel Stolz. 

Ein solches Wahlresultat hatte es 
tatsächlich noch nie gegeben, jedenfalls 
konnte sich im Saal niemand an eine 
derart eindeutige Ausmarchung erin-
nern. Mit diesem Wahlergebnis bekun-
dete das Plenum seine grosse Wert-
schätzung gegenüber dem FDP-Politi-
ker. Natürlich gab es auch sofort die 
ersten Witzeleien – zum Beispiel: solche 
Wahlresultate habe es bislang nur in der 
DDR gegeben. Auf der anderen Seite 
sorgte das überaus klare Ergebnis auch 
für gute Stimmung  – so schlecht kann 
das Klima im Grossen Rat nicht sein, 
lautete der Tenor.

Als Verkehrspolitiker profiliert
Christian Egeler ist 43 Jahre alt und 

wohnt auf dem Bruderholz, stammt also 
aus dem Wahlkreis Grossbasel-Ost. Dem 
Grossen Rat gehört er seit dem 1.  Juli 
2004 an, dem Grossratsbüro seit Febru-
ar 2013. Egeler ist Vizepräsident der 
FDP-Fraktion und Mitglied der FDP-Ge-
schäftsleitung. Er ist Bau- und Verkehrs-
ingenieur und ist bei der Firma Rapp 
Trans Verkehrsplanung tätig. Nicht zu-
letzt wegen dieser beruflichen Voraus-
setzungen sind Verkehrs- und Bauthe-
men zentrale Punkte in Egelers politi-
scher Tätigkeit. Er ist verheiratet und 
Vater von vier Kindern im Alter von elf, 
neun, sechs und drei Jahren, zwei Bu-
ben und zwei Mädchen. Das Amt des 

Grossratspräsi-
denten jetzt aus-
üben zu dürfen, 
erachtet er als sehr 
spannend – weil 
die Mehrheitsver-
hältnisse nicht 
eindeutig sind, 
sagte er der BaZ. 

Die überaus glanzvolle Wahl des 
neuen Grossratspräsidenten überschat-
tete etwas die Wahl seiner Stellvertrete-
rin. Elisabeth Ackermann, die neue 

Statthalterin des Grossen Rates, erzielte 
nämlich ebenfalls ein sehr gutes Resul-
tat: Von 92 gültigen Stimmen erhielt sie 
deren 79. Der Aussenseiter Eric Weber 
(VA) kam auf vier Stimmen, unter Ver-
einzelte gab es eine Stimme und sieben 
leere Wahlzettel. Gerätselt wurde ledig-
lich, wer überhaupt auf die Idee kom-
men konnte, seine Stimme an Eric We-
ber zu verschwenden. Weil indessen ge-
heim gewählt wurde, also mit Wahlzet-
teln, kann dies nicht nachgeschaut wer-
den. Wäre die Wahl über die elektroni-
sche Anzeige gelaufen, wüsste man jetzt 
Bescheid. 

Umwelt und Bildung im Fokus
Elisabeth Ackermann ist Mitglied 

der Grünen Partei, die zusammen mit 
BastA! im Grossen Rat die Fraktion Grü-
nes Bündnis bildet, 50 Jahre alt, Musik-
lehrerin am Gymnasium Liestal und ge-
hört seit dem 1. August 2006 dem Gros-

sen Rat an, seit dem 1. November 2013 
dem Büro des Rats. Seit Februar 2013 
ist sie Mitglied der wichtigen Finanz-
kommission und der Begnadigungs-
kommission. Ackermann ist ausserdem 
Co-Präsidentin der Grünen (zusammen 
mit Mirjam Ballmer). Zu ihren politi-
schen Themen gehören unter anderem 
Verkehr, Umwelt, Energie, Schule und 
Bildung. Sie ist verheiratet mit Werner 
Baumann; das Paar hat zwei erwachse-
ne Kinder. 

Rochade bei den Grünen
In einem guten Jahr wird Elisabeth 

Ackermann zur Grossratspräsidentin 
gekürt, wenn nicht noch etwas dazwi-
schenkommt. Dass sie diesen Karriere-
sprung machen wird, kam etwas unver-
hofft: Eigentlich wäre in der Planung 
der Grünen Partei Mirjam Ballmer da-
für vorgesehen gewesen; sie hatte ja 
deshalb auch schon seit einiger Zeit Ein-

sitz im Grossratsbüro. In der November-
Sitzung des letzten Jahres allerdings 
gab Ballmer ihren Verzicht bekannt, un-
ter Angabe von beruflichen Gründen, 
worauf ihre Parteikollegin Ackermann 
ins Büro delegiert wurde. Diese kurze 
Anlaufzeit sollte für sie jedoch kein Pro-
blem sein  – im Plenum traut man ihr 
diesen Job allgemein zu. 

Problemlos verliefen zwei weitere 
Wahlgeschäfte. Weil der Grünliberale 
Andreas Sturm den Grossen Rat verlas-
sen hat, da er als neuer Bankratspräsi-
dent vorgesehen war, mussten seine 
beiden Kommissionsmandate neu ver-
geben werden. In die Bau- und Raum-
planungskommission gewählt wurde 
Martina Bernasconi, in die Wahlvorbe-
reitungskommission Katja Christ. Die-
se – sie stammt aus dem Wahlkreis Rie-
hen  – bestritt gestern ihre allererste 
Grossratssitzung; sie ist nachgerückt für 
Andreas Sturm.

An der Spitze.� Christian Egeler (FDP) und Elisabeth Ackermann (Grüne) leiten ab Februar das Parlament. � Foto Kostas Maros

Grosser Rat
Berichterstattung aus  
dem Rathaus

«Man muss sich 
meist in der 
Mitte treffen» 
Christian Egeler ist Realpolitiker

Von Markus Vogt

BaZ: Christian Egeler, Sie haben ein 
Traumresultat erzielt. Wie erklären Sie 
sich das?

Christian Egeler: 
Zunächst: Ich freue 
mich riesig. Ich den-
ke, es wird durchaus 
gewürdigt, wenn 
man nicht nur 
populistisch Politik 
macht, sondern ver-
sucht, Lösungen zu 
suchen. Dafür stehe ich. 

Sind Sie ein Realpolitiker? 
Ja, so kann man es sagen. Wir sind 
verantwortlich dafür, am Ende Lö-
sungen zu finden und zu präsentie-
ren. Über extreme Forderungen, die 
oft von den Parteien von ganz links 
und ganz rechts vorgebracht werden, 
kann ich mich aufregen. Meist muss 
man sich irgendwo in der Mitte tref-
fen. Ich bin der Typ, der von Anfang 
an die Lösung in der Mitte sucht.

Jetzt kommt ein Jahr, in dem Sie sich 
nicht allzu sehr aufregen dürfen. Sie 
müssen sich eher zurücknehmen …

Als Statthalter konnte ich in dieser 
Beziehung ein Jahr lang üben, man 
darf sich in diesem Amt und dann 
auch als Präsident nicht gross aktiv 
zeigen. Das fällt einem manchmal 
schwer, auch dass man nicht mitstim-
men kann. Aber vielleicht kann ich  
ja den einen oder anderen Stich
entscheid fällen. 

Was mussten Sie anders organisieren, 
um dieses Amt ausüben zu können?

Die Familie habe ich vorgewarnt, dass 
es wahrscheinlich etwas mehr Absen-
zen gibt als üblich. Was den Beruf be-
trifft, habe ich einen guten Arbeit
geber. Er gibt mir die nötige Zeit, da-
mit ich mich würdevoll um dieses 
Amt kümmern kann.

Was ändert, wenn Sie das Präsidium 
übernehmen?

Nun, mein Vorgänger Conradin Cra-
mer hat das Parlament sehr gut gelei-
tet. Ich denke, ich werde diese Arbeit 
weiterführen, so wie er das vorge-
macht hat.

Wie gut ist der Grosse Rat heute auf­
gestellt?

Grundsätzlich befindet sich das Parla-
ment in einem sehr guten Zustand. 
Wir haben eine gute Gesprächskultur. 
Manchmal redet man vielleicht zu 
viel, aber das gehört wohl auch dazu. 
Wir haben in diesem Haus einen gu-
ten Umgang miteinander. 

Wofür bleibt neben der Arbeit und dem 
neuen Amt noch Zeit?

Ein grosses Anliegen ist mir, mich um 
meine Kinder und meine Familie zu 
kümmern. Die Fasnacht darf auch 
nicht zu kurz kommen, und ich hoffe, 
dass ich in diesem Jahr auch meine 
Freunde ab und zu noch sehe. 


